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betr. angebliche Dienstvergehen des Personalratsvorsitzenden 
im Bundeskanzleramt 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundeskanzler hat 
mit Schreiben vom 8. Dezember 1975 die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 


1. Welche Dienstvergehen sind nach Auffassung der Bundes- 
regierung in dem Buch des Personalratsvorsitzenden des Bundes- 
kanzleramtes, Dr. Seemann, „Entzaubertes Bundeskanzleramt" 
enthalten? 

Ob und gegebenenfalls welche Verstöße gegen Beamtenpflich- 
ten die Veröffentlichung des Buches „Entzaubertes Bundes- 
kanzleramt" enthält, wird im Rahmen der eingeleiteten Vor- 
ermittlungen geprüft. Erst das Ergebnis dieser nach § 26 der 
Bundesdisziplinarordnung zur Aufklärung des Sachverhalts 
vorgeschriebenen Ermittlungen bildet die Grundlage für die 
Entscheidung, ob ein Dienstvergehen vorliegt. 


2. Wie konnte die Bundesregierung bereits vor Veröffentlichung 
des Buches zu der Feststellung gelangen, daß in dieser Publi- 
kation Verletzungen der Dienstpflichten enthalten seien, wenn 
es im „Generalanzeiger" vom 19. September 1975 heißt: „Im 
Palais Schaumburg prüft man z. Z., welche rechtlichen Schritte 
man in dieser Angelegenheit einleiten kann.", und in der „Welt 
am Sonntag" vom 19. Oktober 1975: „Das Bundeskanzleramt 
prüft z. Z., welche rechtlichen Schritte eingeleitet werden kön- 
nen."? 

Die im „General- Anzeiger" vom 19. September 1975 und in 
der „Welt am Sonntag" vom 19. Oktober 1975 erwähnte recht- 
liche Prüfung betraf nicht den später veröffentlichten Text, 
sondern war durch die Ankündigung in der „Welt" vom 
16. September 1975 ausgelöst worden, die in der Spalte „Bonner 
Kulisse" unter dem Stichwort „Personalratschef: Guillaume 
sollte Brandt manipulieren" berichtete: 
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„Der frühere Leiter der wirtschaftspolitischen Abteilung im 
Bundeskanzleramt und heutige Staatssekretär im Bundesarbeits- 
ministerium, Herbert Ehrenberg (SPD), habe den „DDR "-Spion 
Günter Guillaume gefördert, um „nicht nur einen zuverlässigen 
Informanten in der Umgebung Willy Brandts zu besitzen, son- 
dern auch mittels Günter Guillaume Brandt in seinem Sinne 
manipulieren zu können". Das schreibt der Personalratsvor- 
sitzende im Bundeskanzleramt, Ministerialrat Klaus Seemann, 
in einem Report „Bundeskanzleramt intern - Denkwürdig- 
keiten eines Personalratsvorsitzenden". Er beruft sich darauf, 
daß diese Auffassung vielfach im Bundeskanzleramt vertreten 
werde. Das Buch erscheint in Kürze im Buchhandel." 

Dieser Pressehinweis zwang zu Überlegungen, ob das bevor- 
stehende Erscheinen eines Buches solchen Inhalts rechtliche 
Schritte erfordert. 


3. Was hat die Bundesregierung zu einer öffentlichen Ankündi- 
gung der Einleitung eines Disziplinarverfahrens bewogen, ob- 
wohl Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte dem Amtsgeheimnis 
und der Verschwiegenheitspflicht durch den Dienstherrn unter- 
liegen? 

Das Buch „Entzaubertes Bundeskanzleramt" war von seinem 
Erscheinen an aufgrund seines Inhalts Gegenstand der öffent- 
lichen Diskussion, in der auch der Gesichtspunkt eine erhebliche 
Rolle spielte, ob diese Veröffentlichung mit den Pflichten eines 
in diesem Amt tätigen Beamten vereinbar ist. Die öffentliche 
Erörterung führte zu Fragen nach der Haltung des Bundes- 
kanzleramtes, die eine Stellungnahme erforderten. Auf entspre- 
chende Anfragen erklärte deshalb der Chef des Bundeskanzler- 
amtes, daß ihm der Inhalt des Buches Veranlassung gebe, in 
einem Ermittlungsverfahren gemäß § 26 der Bundesdisziplinar- 
ordnung zu prüfen, ob der Beamte durch die Veröffentlichung 
gegen seine Dienstpflichten verstoßen hat. 

Diese Antwort auf die durch das Buch selbst ausgelösten Fragen 
enthält keinerlei Angaben, die im Hinblick auf die Verschwie- 
genheitspflicht Bedenken unterliegen könnten. Sie gibt lediglich 
die nach § 26 der Bundesdisziplinarordnung dem Dienstvorge- 
setzten auferlegte Rechtspflicht wieder, die Aufklärung des 
Sachverhalts durch Vorermittlungen zu veranlassen, sobald 
Tatsachen bekannt sind, die den Verdacht eines Dienstverge- 
hens rechtfertigen. Diese Tatsachen waren hier Gegenstand 
der öffentlichen Diskussion. 


4. Wie vereinbart es der Chef des Bundeskanzleramtes, Staats- 
sekretär Dr, Schüler, mit dem Dienstgeheimnis und der ihm 
obliegenden Verschwiegenheitspflicht, wenn er am 12. November 
1975 im Rahmen eines Interviews des Deutschlandfunks Köln 
auf die Frage des Redakteurs Falk Schwarz, ob die bisherige 
Prüfung eines Verstoßes gegen die Dienstpflicht durch die Ver- 
öffentlichung ein Ergebnis gezeigt hat, erklärte: „Nein, sie hat 
kein Ergebnis gehabt. Das hängt aber mit den Verfahrensregeln 
des Disziplinarrechts zusammen. Diese Prüfung ist in der Tat 
im Gange. Ich möchte aber sagen, daß sich die derzeitige Amts- 
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leitung durch dieses Buch unmittelbar nicht so sehr beschwert 
fühlt. Es ist nicht so, als wenn die Personalpolitik der augen- 
blicklichen Leitung angegriffen würde. Dies ist ein Buch, das 
sich mit einer ganzen Reihe von Bundesregierungen beschäftigt. 
Ich habe nicht den Eindruck, daß sich alles das mit den Pflichten 
eines deutschen Beamten vereinbaren läßt, was an Interna aus- 
gebreitet wird. Das ist ein Verhältnis zum Amt, von dem das 
deutsche Beamtenrecht eigentlich nicht ausgeht."? 

In seinen Äußerungen im Deutschlandfunk am 12. November 
1975 hat der Chef des Bundeskanzleramtes den Stand der Ange- 
legenheit kurz zusammengefaßt. Diese Stellungnahme ist aus 
den Gründen erfolgt, die bereits in der Antwort zu Frage 3 
dargelegt wurden. Sie enthalten keine Angaben, die der Amts- 
verschwiegenheit unterliegen. 


5. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dem 
unter der Nummer 1 festgestellten angeblichen Dienstvergehen? 

Eine abschließende Feststellung, ob die Veröffentlichung „Ent- 
zaubertes Bundeskanzleramt" ein Dienstvergehen enthält, ist 
bisher nicht getroffen worden. Eine entsprechende Entscheidung 
kann erst nach Abschluß der Vorermittlungen ergehen. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in den Num- 
mern 2, 3 und 4 festgestellten Tatsachen mit den in einem 
Rechtsstaat an ein Disziplinarverfahren zu stellenden Anforde- 
rungen vereinbar sind? 

Im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des Buches „Ent- 
zaubertes Bundeskanzleramt" sind keine Maßnahmen getroffen 
worden, die Anlaß dazu bieten, die Frage nach ihrer Verein- 
barkeit mit rechtsstaatlichen Grundsätzen aufzuwerfen. Im ein- 
zelnen ergibt sich dies bereits aus den Antworten zu den 
Fragen 2, 3 und 4. 


7. Beabsichtigt der Bundeskanzler, gegen den Chef des Bundes- 
kanzleramtes wegen seines Bruches des Dienstgeheimnisses und 
seiner „Flucht in die Öffentlichkeit" ein Disziplinarverfahren 
einzuleiten? 

Es sind keine Umstände ersichtlich, die auf eine Dienstpflicht- 
verletzung des Chefs des Bundeskanzleramtes hinweisen. Für 
die in der Frage angesprochene Maßnahme besteht deshalb 
kein Anlaß. 
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